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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. ZPO: Fehlende Beschwer für Beschwerde gegen Ordnungsgeld 
Beschluss vom 23.11.2023, Az: I ZB 29/23  

2. ZPO: Anforderungen an die einfache Signatur 
Beschluss vom 30.11.2023, Az: III ZB 4/23  

3. BGB: Unvollständige Verbraucherinformation 
Urteil vom 29.11.2023, Az: IV ZR 117/22  

4. BBR-S: Verstoß im Bereich eines unternehmerischen Risikos 
Urteil vom 15.11.2023, Az: IV ZR 277/22  

5. WEG: Beschwer bei Anfechtung eines Abrechnungsbeschlusses 
Beschluss vom 09.11.2023, Az: V ZB 67/22  

6. BGB: Keine Sperrfrist vor Einwilligung  
Urteil vom 21.11.2023, Az: VI ZR 380/22  

7. BGB: Vertragliche Schutzpflichten des Krankenhausträgers 
Beschluss vom 14.11.2023, Az: VI ZR 244/21  

8. ZPO: Antrag auf Herausgabe einer Information 
Urteil vom 21.12.2023, Az: IX ZR 238/22  

9. InsO: Erfüllung der Hauptschuld durch den Schuldner 
Urteil vom 07.12.2023, Az: IX ZR 36/22  

10. InsO: Beweislast des Anfechtungsgegners 
Versaeumnisurteil vom 26.10.2023, Az: IX ZR 112/22  

11. PatG: Berechnung des Schadens durch Patentverletzung 
Urteil vom 14.11.2023, Az: X ZR 30/21  

12. EEG: Härtefallregelung für Mischanlagen 
Urteil vom 07.11.2023, Az: EnZR 27/20  

13. EEG: Härtefallentschädigung als unzulässige Rechtsausübung 
Urteil vom 07.11.2023, Az: EnZR 85/20  

 

Urteile und Beschlüsse:
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1. ZPO: Fehlende Beschwer für Beschwerde gegen Ordnungsgeld 
Beschluss vom 23.11.2023, Az: I ZB 29/23 
Der Zulässigkeit der sofortigen Beschwerde des Gläubigers gegen die Entscheidung, 
mit der gegen den Schuldner ein Ordnungsgeld verhängt worden ist, steht die fehlende 
Beschwer entgegen, wenn in seinem Antrag auf Festsetzung eines Ordnungsgelds we-
der ein konkreter Betrag noch eine ungefähre Größenordnung des Ordnungsgelds an-
gegeben wurde und das Gericht die Höhe des Ordnungsgelds nach seinem Ermessen 
festgesetzt hat. 
 

  
2. ZPO: Anforderungen an die einfache Signatur 

Beschluss vom 30.11.2023, Az: III ZB 4/23 
Für die einfache Signatur eines Schriftsatzes gemäß § 130a Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 ZPO 
genügt es, wenn am Ende des Schriftsatzes der Name des Verfassers maschinenschrift-
lich wiedergegeben ist (Anschluss an BGH, Beschluss vom 7. September 2022 - XII 
ZB 215/22 , NJW 2022, 3512 Rn. 10; BSG, NJW 2022, 1334 Rn. 9; BAGE 172, 186 
[BAG 14.09.2020 - 5 AZB 23/20] Rn. 15). 
 

  
3. BGB: Unvollständige Verbraucherinformation 

Urteil vom 29.11.2023, Az: IV ZR 117/22 
a) Eine Verbraucherinformation ist unvollständig, wenn sie keine Angaben über die 
Frist, während der ein Antragsteller an den Antrag gebunden sein sollte, enthält. Das 
Informationsbedürfnis des Versicherungsnehmers entfällt nicht deshalb, weil der Ver-
sicherer den Antrag innerhalb der vertraglichen oder gesetzlichen ( § 147 Abs. 2 BGB 
) Antragsbindungsfrist annimmt (Festhalten an Senatsurteil vom 18. Juli 2018 - IV ZR 
68/17 ,VersR 2018, 1113). 
 
b) Die Antragsbindungsfrist in Abschnitt I Nr. 1 Buchst. f) der Anlage Teil D zum 
VAG a.F. steht in Einklang mit der unionsrechtlichen Regelung des Art. 36 Abs. 3 der 
Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. November 
2002 über Lebensversicherungen. 
 

  
4. BBR-S: Verstoß im Bereich eines unternehmerischen Risikos 

Urteil vom 15.11.2023, Az: IV ZR 277/22 
a) Ein Verstoß ist im Bereich eines unternehmerischen Risikos im Sinne der Aus-
schlussklausel in A. 5.3 a) BBR-S begangen, wenn der Steuerberater entweder in ei-
nem fremden Unternehmen unternehmerisch tätig geworden ist oder eine unternehme-
rische Investitionsentscheidung des Steuerberaters sein dem Verstoß zugrundeliegen-
des Verhalten beeinflusst hat. 
 
b) Für die Abgrenzung einer versicherten Aufsichtstreuhand von einer nichtversicher-
ten geschäftsführenden Treuhand im Rahmen der Tätigkeit eines Steuerberaters als 
Treuhandkommanditist einer Fondsgesellschaft kommt es entscheidend darauf an, in-
wieweit dem Steuerberater aufgrund des Treuhandvertrags ein Entscheidungs- und 
Handlungsspielraum, Mitwirkungsrechte und/oder Ermessen zustehen und sich diese 
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auf das unternehmerische Risiko der Fondsgesellschaft auswirken (hier: B.II.6. BBR-
S). 
 

  
5. WEG: Beschwer bei Anfechtung eines Abrechnungsbeschlusses 

Beschluss vom 09.11.2023, Az: V ZB 67/22 
a) Wird ein nach Inkrafttreten des Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetzes ge-
fasster Abrechnungsbeschluss gemäß § 28 Abs. 2 WEG mit dem Ziel angefochten, den 
Beschluss insgesamt für ungültig erklären zu lassen, bemisst sich die Beschwer des 
Klägers im Falle der Abweisung der Klage weiterhin in aller Regel nach seinem Anteil 
am Nennbetrag der Abrechnung (im Anschluss an Senat, Urteil vom 24. Februar 2023 
- V ZR 152/22 , NJW 2023, 2111 Rn. 24 ff.). 
 
b) Dass der gemäß § 49 GKG bestimmte Streitwert in der Regel nicht der für die Zu-
lässigkeit eines Rechtsmittels des unterlegenen Anfechtungsklägers maßgeblichen Be-
schwer entspricht, ändert nichts daran, dass für die Wertbemessung die gleichen 
Grundsätze gelten, soweit es um das für beide Werte relevante Einzelinteresse des An-
fechtungsklägers an einer stattgebenden Entscheidung geht (Abgrenzung zu Senat, Be-
schluss vom 24. März 2022 - V ZR 149/21 , NJW 2022, 2195 Rn. 6). 
 

  
6. BGB: Keine Sperrfrist vor Einwilligung  

Urteil vom 21.11.2023, Az: VI ZR 380/22 
a) § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BGB sieht keine vor der Einwilligung einzuhaltende 
"Sperrfrist" vor, deren Nichteinhaltung zur Unwirksamkeit der Einwilligung führen 
würde; die Bestimmung enthält kein Erfordernis, wonach zwischen Aufklärung und 
Einwilligung ein bestimmter Zeitraum liegen müsste (Bestätigung Senatsurteil vom 
20. Dezember 2022 - VI ZR 375/21, BGHZ 236, 42 Rn. 16, 18). 
 
b) Der Patient muss vor chirurgischen Eingriffen, bei denen der Arzt die ernsthafte 
Möglichkeit einer Operationserweiterung oder den Wechsel in eine andere Operations-
methode in Betracht ziehen muss, hierüber und über die damit ggf. verbundenen be-
sonderen Risiken aufgeklärt werden. 
 

  
7. BGB: Vertragliche Schutzpflichten des Krankenhausträgers 

Beschluss vom 14.11.2023, Az: VI ZR 244/21 
a) Dem Krankenhausträger obliegen vertragliche Pflichten zum Schutz der körperli-
chen Unversehrtheit der stationär aufgenommenen Patienten. Er hat die notwendigen 
und zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, dass sich ein auf Grund 
der konkreten Situation für den Patienten bestehendes Sturzrisiko verwirklicht. 
 
b) Zur Verletzung rechtlichen Gehörs durch Übergehen eines erheblichen Beweisan-
trags (hier: Bestimmung des medizinischen und des Pflegestandards). 
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8. ZPO: Antrag auf Herausgabe einer Information 
Urteil vom 21.12.2023, Az: IX ZR 238/22 
Der Klageantrag auf Herausgabe einer verkörperten Information ist als Prozesserklä-
rung im Wege der Auslegung nicht auf die Herausgabe der Information als solche zu 
verstehen, sondern auf Herausgabe der Verkörperung, in der sie enthalten ist. 
 

  
9. InsO: Erfüllung der Hauptschuld durch den Schuldner 

Urteil vom 07.12.2023, Az: IX ZR 36/22 
InsO § 133 Abs. 1 , § 143 Abs. 1 Satz 1 BGB § 767 Abs. 1 Satz 1 

Erfüllt der Schuldner die von einer Bürgschaft gesicherte Hauptschuld und wird der 
Bürge dadurch von seiner Bürgschaftsverpflichtung frei, ist diese Befreiung von der 
Bürgschaftsverbindlichkeit gegenüber dem Bürgen grundsätzlich nicht anfechtbar. 

InsO § 129 Abs. 1 , § 174 

Für den Anscheinsbeweis, dass in dem eröffneten Verfahren die Insolvenzmasse nicht 
ausreicht, um alle Gläubigeransprüche zu befriedigen, sind auch die Forderungen ein-
zubeziehen, deren Anmeldung zur Tabelle zurückgenommen worden ist, solange nicht 
festgestellt ist, dass der anmeldende Gläubiger endgültig auf eine Teilnahme am Insol-
venzverfahren verzichtet hat oder die Forderung erlassen oder sonst nicht durchsetzbar 
ist. 
 

  
10. InsO: Beweislast des Anfechtungsgegners 

Versaeumnisurteil vom 26.10.2023, Az: IX ZR 112/22 
a) Wird die Kenntnis vom Gläubigerbenachteiligungsvorsatz vermutet, muss der An-
fechtungsgegner den Beweis des Gegenteils führen. 
 
b) Der Beweis des Gegenteils ist geführt, wenn der Anfechtungsgegner zur Überzeu-
gung des Tatrichters davon ausgehen durfte, der Schuldner werde in der dafür zur 
Verfügung stehenden Zeit seine übrigen, bereits vorhandenen und absehbar hinzutre-
tenden Gläubiger vollständig befriedigen. 
 
c) Die Annahme, der Schuldner werde in der dafür zur Verfügung stehenden Zeit 
seine übrigen, bereits vorhandenen und absehbar hinzutretenden Gläubiger vollständig 
befriedigen, erfordert eine hinreichend verlässliche Beurteilungsgrundlage. 
 

  
11. PatG: Berechnung des Schadens durch Patentverletzung 

Urteil vom 14.11.2023, Az: X ZR 30/21 
a) Für die Berechnung des dem Rechtsinhaber durch die Verletzung eines Patents ent-
standenen Schadens auf der Grundlage des vom Verletzer erzielten Gewinns sind 
grundsätzlich alle Gewinne zu berücksichtigen, die mit der Verletzung des Patents in 
ursächlichem Zusammenhang stehen (Bestätigung von BGH, Urteil vom 29. Mai 
1962 - I ZR 132/60 , GRUR 1962, 509 - Dia-Rähmchen II). 
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b) Hierzu gehören Gewinne aus Zusatzgeschäften, die zwar keine Benutzungshand-
lung im Sinne von § 9 oder § 10 PatG darstellen, deren Abschluss aber in ursächli-
chem Zusammenhang mit patentverletzenden Handlungen steht und einen hinreichen-
den Bezug zu dem verletzenden Gegenstand aufweist. 
 
c) Bei der Berechnung des Schadens, der durch Benutzungshandlungen während der 
Laufzeit des Patents entstanden ist, sind auch Vorgänge zu berücksichtigen, die erst 
nach dem Erlöschen des Patents zu einem (zusätzlichen) Schaden geführt haben. 
 
d) Ein Anspruch auf Auskunft und Rechnungslegung ist in Bezug auf Zusatzgeschäfte 
schon dann gegeben, wenn die Möglichkeit besteht, dass die damit erzielten Umsätze 
und Gewinne für die Höhe des Schadensersatzanspruchs von Bedeutung sind. 
 
e) Diese Grundsätze gelten auch für Schadensersatzansprüche des Rechtsinhabers, die 
wegen Verjährung nur noch in dem in § 141 Satz 2 PatG und § 852 Satz 1 BGB nor-
mierten Umfang geltend gemacht werden können. 
 

  
12. EEG: Härtefallregelung für Mischanlagen 

Urteil vom 07.11.2023, Az: EnZR 27/20 
 
1. Die Härtefallregelung nach § 12 Abs. 1 EEG 2009 und § 12 Abs. 1 EEG 2012 ist 
auf Stromerzeugungsanlagen anwendbar, in denen sowohl fossile als auch erneuerbare 
Energieträger zur Stromerzeugung eingesetzt werden. Dies gilt auch für Anlagen, die -
wie thermische Abfallverwertungsanlagen, in denen biologisch abbaubare Abfälle un-
getrennt von anderen Abfällen genutzt werden - Elektrizität aus von vornherein ge-
mischten Energieträgern erzeugen. 
 
 
2. § 12 Abs. 1 EEG 2009 und § 12 Abs. 1 EEG 2012 gewähren jedoch dem Betreiber 
einer solchen Mischanlage eine Entschädigung nur für den auf die erneuerbaren Ener-
gieträger entfallenden Teil des nicht eingespeisten Stroms. 
 
b) Dem Netzbetreiber steht kein Wahlrecht zwischen der Durchführung von marktbe-
zogenen Maßnahmen auf gesetzlicher Grundlage (§ 13 Abs. 1a EnWG 2012 und § 
13a Abs. 1 EnWG 2016) und Notfallmaßnahmen nach § 13 Abs. 2 EnWG zu. Viel-
mehr ist jede Maßnahme zur Reduzierung der Stromeinspeisung aus einer Anlage, die 
aufgrund ihrer Nennleistung in den Anwendungsbereich des § 13 Abs. 1a EnWG 2012 
oder des § 13a Abs. 1 EnWG 2016 fällt, als kraft Gesetzes vergütungspflichtige 
marktbezogene Maßnahme einzuordnen, wenn sie ihrem Inhalt nach eine marktbezo-
gene Maßnahme im Sinne des § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EnWG darstellen kann. 
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13. EEG: Härtefallentschädigung als unzulässige Rechtsausübung 
Urteil vom 07.11.2023, Az: EnZR 85/20 
a) Der Anspruch auf Härtefallentschädigung hängt weder von einer vorherigen An-
meldung einer Energieerzeugungsanlage als Erneuerbare-Energien-Anlage oder der 
Einhaltung sonstiger Förmlichkeiten, noch von der Geltendmachung des Anspruchs 
auf vorrangige Einspeisung beim Netzbetreiber ab. Es reicht aus, dass dem Netzbetrei-
ber die tatsächlichen Umstände bekannt sind, aus denen sich die Einstufung der An-
lage als Erneuerbare-Energien-Anlage ergibt. 
 
b) Die Geltendmachung von Ansprüchen nach der Härtefallentschädigung stellt keine 
unzulässige Rechtsausübung durch den Anlagenbetreiber dar, wenn er und der Netz-
betreiber aufgrund vergleichbarer Kenntnis der Tatsachen und jeweils in Kenntnis des 
Umstands, dass in der Anlage Energieträger eingesetzt werden, die objektiv als erneu-
erbar einzuordnen sind, übereinstimmend rechtsirrig davon ausgehen, dass die betref-
fende Anlage hinsichtlich Anschluss- und Abnahmepflicht wie eine konventionelle 
Anlage zu behandeln ist. 
 
c) In den Anwendungsbereich der Härtefallregelung des § 12 Abs. 1 EEG 2012 sowie 
des § 15 Abs. 1 EEG 2014 und EEG 2017 fallen allein hocheffiziente KWK-Anlagen 
mit dem aus Kraft-Wärme-Kopplung stammenden Stromanteil. 
 
  

 

 


